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I.
]. Bas System und die Herausbildung der Klassifizierung naeit der Schwere
Die A ufteilung der Verbrechen hat in erster Linie eine didaktische 
Bedeutung. .Van kann verschiedene Kategorien der Verbrechen u n ter­
scheiden: tätliche — Unterlassungsverbrechen, m aterielle — formale, 
gewöhnliche — eigenartige, einfache — zusam m engesetzte, usw. Diese 
K ategorien ,.kennt" aber der Gesetzgeber nicht, die Verbrechen werden 
nicht so benannt. Die genannten Gruppen haben die Rechtsw issenschaft­
ler aus der Basse der Verbrechen mit Hilfe von K riterien  erforscht, die 
zu dieser Aufteilung führten . D er Gesetzgeber bringt nur eine einzige 
Gliederungsgrundlage zur Geltung: die objektive (sachliche) Schwere der 
strafbaren  H andlung. (Es gibt außerdem  auch noch Verbrechensgruppen, 
die durch den Gesetzgeber voneinander zweifellos abgegrenzt sind: vor­
sätzliche — fahrlässige, m ilitärische — bürgerliche (zivile), von Am tswe­
gen oder nach Privatam trag verfolgbare Verbrechen, usw. — aber die 
Kategorisierung ist hier nicht so d irekt wie im genannten l'all.
Die Aufteilung der Verbrechen nach ihrer Schwere, und zwar das 
sogenannte trichotom ische Dreiersystem ist von französischer H erkunft: 
in den Strafgesetzbüchern der Jah re  1701 und 1810 hat der Gesetzgeber 
das materielle Strafrecht zum ersten Mal so gruppiert, daß die strafbaren  
Handlungen nach der Schwere gew ertet worden sind. Das ( " d e  Pénal 
unterscheidet: Verbrechen (critnes), Vergehen (delicts) und Ü bertre tun­
gen (contraventions).
Die Grundlage der Unterscheidung bildet die Schwere der wegen 
Verübung der Verbrechen zu verhängenden Bestrafung: anders werden 
die Verbrechen, anders die Vergehen und wieder anders die Ü bertre tun­
gen bestraft. Die Aufteilung ha t auch strafprozeßrechtliche Folget) nach 
sich gezogen. Dreierlei Gerichtsinstanzen brachten de)) Strafanspruch zur 
Geltung : Die Beurteilung der Verbrechen gehörte in den Bereich des 
Schwurgerichtes, diejenige der Vergehen in den Bereich des K orrektions­
gerichtes und die Beurteilung der Ü bertretungen in den Bereich des Poli­
zei (Einzel) richters. Diese Regelung wurde in weiten Kreiset) anerkannt. 
Nach diesem M uster wurdet) im Jah re  1813 das bayerische. 1840 das 
niederländische, 1852 das österreichische, 1878 (Gestz Nr. V) und 1879 
(Gesetz Nr. XL) das ungarische Strafgesetzbuch geschaffen. Der Gesetz-
gelier h a t m anchm al auch für eine zweifache Aufteilung Stellung genom­
men; so ha t der Gesetzgeber zum Beispiel im Ja h re  1861 im schwedischen 
u n d  im Jah re  1890 im italienischen Strafgesetzbuch zwischen Verbrechen 
und  Ü bertretungen einen Unterschied gem acht. (Auch im Jah re  1843 ist 
im ungarischen Vorschlag die Ü bertre tung  ein Begriff, der eine andere 
G ruppe der Verbrechen bezeichnet.)
Zur Unterscheidung der Verbrechen nach ihrer Schwere haben sich 
zwei System e herausgebildet: das sogenannte deutsch-französische und 
das sogenannte belgische System.
Das Wesen des sogenannten dcutsch-französichen Systems bildet 
folgende Auffassung: die Bestimmung des Gesetzes ist wegweisend in der 
H insicht, ob die gesetzwidrige H andlung als Verbrechen, als Vergehen 
oder als Ü bertretung qualifiziert wird. Das verfahrende Gericht ist also 
an die ab strak te  Qualifizierung des Gesetzgebers gebunden.
Das sogenannte belgische System ist ein System  ,,der doppelten 
Qualifizierung". Obwohl der Gesetzgeber bestim m t hat, welche H andlung 
als Verbrechen oder Ü bertretung zu betrachten ist, hat doch das Gericht 
die Möglichkeit, die Angelegenheit dem Gerichtshof fü r Vergehen zuzu­
weisen, wenn es die H andiung so beurteilt, daß sie — in concreto — die 
Schwere des Verbrechens n icht erreicht, aus welchem G runde das Ver­
brechen als Vergehen qualifiziert wird. Diese Um qualifizierung wurde in 
d e r  L ite ra tu r m it d em  Ausdruck ,,K orrektionalisation" bezeichnet.
2. Die ungarische Kechtsenlwicklung vor (1er Befreiung
Wie wir schon erw ähnt haben, ist die K lassifikation der Verbrechen 
nach ihrer Schwere ein P rodukt vom Anfang des X IX . Jahrhunderts, 
demzuifolge können wir — dem Vorangehenden entsprechend — über eine 
K lassifikation nach der Schwere vor der Zeit der Herausbildung dieses 
System s nicht sprechen. Wenn man einen Begriff, der zur Bezeichnung 
eines Inhaltes an einer bestim m ten Stufe der historischen Entwicklung 
entstanden ist, au f für ähnlich erkannte Institu tionen  älterer Zeiten pro­
jiziert, so würde dies a u f Irrwege führen. Es ist jedoch nicht zu leugnen, 
daß m an zwischen den Verbrechen au f G rund ihrer Schwere auch früher 
einen Unterschied gem acht hat, aber ohne daß es zur Herausbildung 
eines System s gekommen wäre, das bezüglich der dogm atischen Lösungen 
den U nterschied der Schwere in seiner Gänze zum Ausdruck bringt.
Im letzten Jah rh u n d ert des ungarischen Feudalismus hat die heimi­
sche Rechtsw issenschaft zwischen den zwei großen Gruppen der Verbre­
chen: dcnö/ye?t/ftcAea I*e?ArecAc?i (delicta publica) und  den /b-ii'aipgr&recAeM. 
(delicta privata) eitlen U nterschied gem acht. Aber diese beiden Gruppen 
kotm ten gar nicht so scharf abgegrenzt werden, da wegen der Kodifikati- 
onslosigkcit das R echtsgebiet ziemlich form bar war und als Rechtsquelle 
vielmals das Gewohnheitsrecht diente. So ist es kaum zu glauben, daß die 
zwei Verbrechensgruppen scharf voneinander abgegrenzt gewesen wären, 
und  die Verbrechen au f prinzipieller Grundlage in öffentliche und P rivat­
verbrechen geteilt worden wären. Der Zustand, der von den Rechtswissen-
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schaftlern  fix iert wurde, ist näm lich aus der Form barkeit während langer 
Jah rh u n d e rte  herausgebildet worden. Wegen öffentlicher Verbrechen 
fand au f G rund der Strafauklagc des königlichen Fiskus, bxw. des Syndi­
kus ein Strafprozeß s ta t t,  w ährend wegen Privatverbrechen  au f G rund 
der Klage des Geschädigten oder seines V ertreters ein Zivilprozeß eingelei­
te t  wurde. Dieser Unterschied h a t also einen prozessuelen Bezug: das 
Privatverbrechen wurde als Zivilsache, das öffentliche Verbrechen als 
Strafsache, d. h. als öffentliche Sache behandelt.
Alit dem Gesetz V vom Jah re  1840 h a t der R eichstag in den Jah ren
— xur K odifikation des m ateriellen Strafrechtes, des formalen 
S trafrech tes und  des Gefängniswesens eine Landeskommission en tsandt. 
Die das m aterielle R echt kodifizierende Remission (Vorsitzender war 
F ranz  Deák und  Protokollführer Franz Pulszky) h a t das System  der 
doppelten  Aufteilung angenommen: sic teilte  die Verbrechen in Fer&re- 
c/ten und  f (Aus dem E n tw u rf wurde — infolge des W ider­
standes im Alagnatenhause — kein Gesetz.)
Zu Beginn der 70-er Jah re  wurde K arl Csemegi mit der Schaffung 
eines neuen Entw urfes beauftragt. Das Ergebnis seiner A rbeit w ar Gesetz 
V votn Jah re  1878 (über die Verbrechen und die Vergehen) und Gesetz 
X L vom Jah re  1870 (über die Ü bertretungen).
Der K odifikator des m ateriellen S trafrechtes h a t das System  der 
A ufteilung in drei Teile eingeführt. Die Rechtsw issenschaftler haben diese 
K onstruk tion  zum sogenannten ,.belgischen" System  gerechnet.- Dieser 
S tandpunkt e rträg t aber die K ritik  nicht, da die K onstruktion  vom soge­
nann ten  ,.reinen" belgischen System wesentlicht abweicht. Die K onstruk ­
tion  des Gesetzes widerspicgelt eine gewisse ,.gemischte" Lösung. Im  
Gesetzbuch von Csemegi hat der Gesetzgeber es nicht ausgesprochen, daß 
die Grundlage der Aufteilung die fü r die Verübung der t a t  festgestellte 
<%ru/hr/ ist. Verbrechen ist also jene Tat, w orauf sich eine Strafe für V er­
brechen. Vergehen eine solche, w orauf sich eine Strafe für Vergehen und  
Ü bertre tung  eine T at, au f die sich eine Strafe für Ü bertretungen bezieht. 
D er Gesetzgeber h a t im § 20 Absatz 2 des Strafgesetzbuches eine Norm 
aufgestellt, die keine Ausnahme duldet. Diese Bestim m ung wird im In te ­
resse der Vollständigkeit in Gänze zitiert:
,,Die Arten der Strafen sind folgende: 1- Todesstrafe, 2. Zuchthaus, 
3. S taatszuchthaus, 4. Korker, 5. Gefängnis, 6. Geldstrafe. Die u n te r den 
Punk ten  1., 2., 4. angegebenen Strafen sind ausschließlich au f Verbrechen, 
die u n te r P u n k t 5. angegebene ausschließlich Vergehen anw endbar. Das 
S taatszuchthaus (Punk 3.) ist — wenn es für eine D auer u n te r 5 Jah ren  
ausgesprochen wurde — als Strafe für ein Vergehen, wenn es aber a u f 5 
Ja h re  oder darüber hinaus ausgesprochen wird, als Strafe fü r ein V erbre­
chen anw endbar. Die Geldstrafe, als selbständige Strafe — ist ausschließ­
lich bei Vergehen — als Nebenstrafe aber auch bei Verbrechen und  Ver­
gehen anw endbar." Nach dieser Gesetzesstelle sind also einige H au p ts tra ­
fen ausschließlich bei Verbrechen, andere aber ausschließlich bei Vergehen 
anw endbar. (Für Ü bertretungen war entw eder Geldstrafe oder H a ft ver- 
hängbar.) Die Klassifizierung der strafbaren  T aten  w ar also au f die Ver-
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schiedenheit der anw endbaren Strafen gegründet. K arl Edvi Utes m einte 
über die D urchführung der Aufteilung: ,,Da die Abgrenzung der s tra f­
baren T aten au f prinzipieller Grundlage nicht durcführbar ist, h a t das 
ungarische Strafgesetzbuch — auch den zwischen den strafbaren  H and­
lungen bestehenden Unterschied entsprechend in B etrach t gezogen — die 
verschiedenen S trafarten  als Grundlage für ihre Qualifizierung benützt. 
Diesem S tandpunkt en tsprich t die Bestim m ung des § 20, wonach die 
Todesstrafe, das Zuchthaus, der K erker und das staatliche Zuchthaus 
über 5 Ja h re  ausschließlich au f  Verbrechen, das S taatszuchthaus un ter 5 
Jah ren , das Gefängnis und die Geldstrafe ausschließlich au f Vergehen 
anw endbar sind: <1. h. was dam it gleichbedeutend ist: ein Verbrechen 
bildet eine solche H andlung, bei der Todesstrafe, usw. ein Vergehen eine 
solche, bei der Gefängnis, usw. angewendet wird."*'
Aus der zitierten Gesetzesstclle geht hervor, daß die K onstruktion 
der Trichotom ie nach dem deutsch-['ranzösichen System folgende ist: die 
gesetzliche Qualifikation bestim m t, was für eine Strafe zu verhängen ist. 
Aber auch aus dieser Gesetzesstelle ist das K riterium  der Zugehörigkeit 
zu dem belgischen System zu erkennen: auch die W ertung des R echtsan­
wenders spielt eine Rolle dabei, ob matt das S taatszuchthaus fiir Ver­
brechen oder Vergehen anwendet. Die Aufteilung des Csemegi-Kodexes 
h a tte  au f das Forum system  keine direkte Auswirkung, wie dies die Auf­
teilung der zum deutsch-französischen, bzw. belgischen System gehören­
den Gesützbücher zur Folge hatte . Die Bestim m ungen des Punktes 5 des 
Gesetzes X X X IV  vom Ja h re  1897 über die Inkraftsetzung der S traf­
prozeßordnung (die K om petenz der Strafgerichte) haben nämlich das — 
im Strafgesetzbuch bestim m te — System der Verbrechen nach ihrer 
Schwere nicht widerspiegelt. Anderseits konnte das Gericht nach § 92 des 
Strafgesetzbuches bei einer vom Gesetzgeber fü r ein Verbrechen qualifizier­
ten Handlung eine Strafe fü r Vergehen verhängen. So wurde es notwen­
dig, die Frage zu entscheiden, ob das Verbrechen in abstracto  in diesem 
Falle in concreto zum Vergehen um qualifiziert wird, oder die Q ualität der 
Handlung erhalten  bleibt und die Kollision der §§ 20 und 92 nur darin 
besteht, daß das Verbot des § 20 aufgehoben wird und auch bei einem 
Verbrechen eine Vergehensstrafe anw endbar ist. Die Gerichtspflege hat sich 
dem ersten S tandpunkt angeschlossen, d. h. sie hat der Anwendung des $ 
92 eine ,,um qualifizierende" W irkung zugeschrieben. Wir müssen bem er­
ken, daß die erw ähnte U m qualifizierung keine ,.echte" Korrekt ionalisa- 
tion war, da  sie m it einer Verweisung der Angelegenheit an ein anderes 
Gericht nicht verbunden war. (Auch au f G rund von § 60: Versuch, und § 
72: Gehilfenschaft — ermöglichte sich eine Um qualifizicrung. Im Falle 
eines jugendlichen Täters wurde die Handlung au f G rund der Bestimmung 
des Gesetzes (§ 85) um qualifiziert.
Csemegi hat das Prinzip der K orrektionalisation foigenderweisse 
ausgedrückt: ,.Gerechte B estrafung nach der individuellen Q ualität der 
Handlung: schwere Bestrafung wegen schwerer Handlung, leichte B e­
strafung wegen leichter H andlung. Das Verbrechen ist nur eine technische 
Bezeichnung des Begriffes: schwere strafbare  Handlung; das Vergehen
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ist a,uch nu r eine technische Bezeichnung einer weniger schweren Handlung. 
D er allein sichere und durchdringende Gradm esser des echten inneren 
Inhaltes der Schwere, bzw. der Schwere von beiden, ist die Strafe, m it der 
es bestraft wird."* Die K onstruk tion  der A ufteilung in drei Teile w ar itn 
Usemegi-Kodex die folgende:
ker&recAea ist die H andlung, die durch das Gesetz fü r Verbrechen 
e rk lä rt wird;
PeryeAca ist die H andlung, die durch das Gesetz für ein Vergehen 
e rk lä rt wird; ein von einem  Jugendlichen begangenes Verbrechen ist die 
Handlung, die durch Anwendung der §§ 66 und 92 für ein Vergehen quali­
fiziert wird; ein Verbrechen, wofür ein staatliches Zuchthaus u n te r 5 J a h ­
ren verhängt wird;
/TVjer/rebiay ist die H andlung, die von der Rechtsquelle dafür e rk lärt 
wird.
3. Die ungarische Itechtsentwickhmg nach der Befreiung
Der Csemegi-Kodex bedeutete  bei weitem keinen R uhepunkt in der 
Kodifizierung des m ateriellen Strafrechtes. K aum  w ar der E n tw urf un ter 
Dach gebracht worden, begannen auch schon die Kodifikationsvorberei­
tungen zur Beseitiung der zweifellosen U nvollständigkeiten. Das Gesetz 
war so verwickelt, kom pliziert, n icht selten widerspruchsvoll — was in 
e rs te r Linie aus der schwerfälligen, nicht a u f prinzipieller Grundlage be­
ruhenden D urchführung der Aufteilung nach der Schwere entsprungen 
ist — daß seine Anwendung sogar fü r den Rechtsanw ender ernste P rob­
leme aufgeworfen hat."
Nach der Befreiung — nach einer rolativ langen Zeit — kam es zur 
Beseitigung der Aufteilung der Verbrechen nach ihrer Schwere und zur 
Schaffung des au f einheitlichem Verbrechensbegriff ruhenden m ateriellen 
Strafrechtes. Den ersten  Schritt h a t das Gesetz I I  vom Jah re  1950 (der 
allgemine Teil des Strafgesetzbuches) getan, das durch die Aufhebung der 
Vergehenskategorie die Ablösung des trichotom ischen System s durch das 
dtcAo/oMM^cAe System  ergeben hat. Auf G rund von Absatz 3 des § 1 des 
allgemeinen Teiles des Strafgesetzbuches und des § 39 der Inkraftsetzung 
des allgemeinen Teiles des Strafgesetzbuches (die Verordnung m it Geset­
zeskraft Nr. 34 vom Jah re  1950) ist das m aterielle S trafrecht au f den T a t­
beständen der Fer&recAea und  aufgebaut. Die Verbrechen
und Ü bertretungen sind bis zum Ja h re  1955 erhalten  geblieben, als die 
Verordnung m it G esetzeskraft Nr. 17 die Ü bertretungen und gleichzeitig 
auch Ü bertretungsgerichtsbarkeit^ aufgehoben hat: die schwereren w ur­
den in strafrechtlicher Beziehung für s tra fb a r erklärt, die leichteren zur 
Regelverletzung degradiert. Es entw ickelte sich das au f einheitlichem  
Verbrechensbegriff beruhende materielle S trafrecht, und das Gesetz V 
vom  Jah re  1961 ist schon im Sinne dieser Auffassung entstanden. Die 
Differenzierung innerhalb des Strafrechtes h a t also aufgehört: das S tra f­
gesetz ist au f einem einheitlichen Verbrechensbegriff aufgebaut, und dies
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h a t in n ich t geringem Maße das verwickelte, auch für den Rechtsanw en­
der schwer übersichtiiche Netz des früheren Strafgesetzes vereinfacht.
Es erübrig t sich aber die Frage, ob sich die neue Regelung als für in 
jeder Beziehung entsprechender erwiesen hat. Die K lassifikation der 
Verbrechen nach ihrer Schwere ha tte  auch strafprozeßrechtliche Folgen. 
Der Gesetzgeber wurde zu dieser Lösung durch die E rkenntnis bewogen, 
daß Angelegenheiten geringerer Schwere u n te r anderen Form en beurteilt 
werden sollen als Angelegenheiten, die m ehr Fachkenntnisse, E rfahrung 
und erhöhte G arantien benötigen. Aber aus der Beseitigung des System s 
der Aufteilung nach der Schwere haben sich — neben ihren zweifellosen 
Vorteilen — auch Schwierigkeiten ergeben.
Auf das oben erw ähnte sind jene Bestrebungen zurückzuführen, die 
au f die A usarbeitung solcher Systeme gerichtet waren, welche die einfa­
chere, schnellere, wirkungsvollere B eurteilung der geringfügigen, aber 
doch strafbaren  H andlungen ermöglichen.?
Das Problem  m eldete sich in erster Linie bei der Beurteilung der 
gegen das Eigentum , und innerhalb dessen, gegen das gesellschaftliche 
E igentum  gerichteten Verbrechen, und  eben dem entsprechend war auch 
eine Regelung au f diesem Gebiet dringend.?" Den ersten Schritt bedeutete 
die Verordnung Nr. 11 m it Gesetzeskraft vom Jah re  1956 über die Ände­
rung und Ergänzung der Verordnung m it G esetzeskraft Nr. 24 vom Jah re  
1950, welche Verordnung eine Entscheidung der Verbrechen im Diszip­
linarverfahren ermöglichte. Diese Verordnung m it Gesetzeskraft h a t die 
K ategorie der geringfügigen Verbrechen in unserem R echt eingeführt. 
Die Regelung war durch den U m stand begründet, daß die Mehrheit der 
Vermögensdelikte — wegen ihrer geringen Schwere — die Strenge des 
Gesetzes nicht beanspruchte. Der erste Schritt war also ein ,.doppelter": 
er brachte eine (die K ategorie der geringfügigen Ver­
brechen) und eine proze/lrec/d/ü'/ie Änderung (Lenkung a u f den Diszip- 
linarweg).
Die nächste S tation bedeutete das Gesetz V vom Jah re  1961 und die 
V erordnung m it Gesetzeskraft Nr. 10 vom Jah re  1962. § 303 des S traf­
gesetzbuches ha t den Kreis der geringfügigen H andlungen erweitert; es 
wurde möglich, die Verbrechen, die das E igentum  von Privatpersonen 
schädigen, als geringfügig zu qualifizieren, und man konnte nicht nur die 
Handlung des m it dem geschädigten Unternehm en im A rbeitsverhältnis 
stehenden Täters im Disziplinarverfahren entscheiden. Zur Ablenkung 
des Verbrechens au f den Disziplinarweg hat der Gesetzgeber für die Krim i- 
nalbehördcn eine Ermessungsbefugnis gesichert. (§§ 105, 161, 179 der 
Strafprozeßordnung).
Itn Jah re  1966 ha t die Verordnung m it G esetzeskraft Nr. 16 eine 
neue Änderung gebracht. Die Novelle des Strafgesetzbuches hat einerseits 
die das Strafverfahren vertretende Befugnis der Disziplinarbehörde, ander- 
sesits ha t sie die Taxation des § 36 der Verordnung m it Gesetzeskraft über 
die Inkraftsetzung des Strafgesetzbuches aufgeloekert. Die verfahrende 
Behörde konnte außer den geringfügigen Verbrechen (Strafgesetzbuch $ 
303) und  den Vermögensdelikten (Novelle des Strafgesetzbuches, §§
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38 — 39) auch andere — konkret n icht bestim m te — für die Gesellschaft 
in geringerem Maße gefährliche Verbrechen au f den Disziplinarweg lenken. 
Die Novelle des Strafgesetzbuches h a t auch eine M öglichkeit zur E rlö­
schung des Strafanspruches geschaffen. (Novelle des Strafgesetzbuches, § 
9, Strafprozeßordnung, § 104/A). Zur Substituierung der strafrechtlichen 
V erantw ortung wurde durch die G ründung der gesellschaftlichen 
G erichtsbarkeit eine neue Möglichkeit geschaffen. Die G ründung der In ­
s titu tion  der gesellschaftlichen Gerichte wünschte dem Ziele zu dienen, 
daß die strafbaren  H andlungen geringerer Schwere außerhalb der S tra f­
prozeßordnung entschieden werdend
Die geringere Schwere der Verbrechen wird auch durch jene prozessua- 
ien Bestim m ungen zum Ausdruck gebracht, welche die vom allgemeinen 
abweichenden einfacheren, zu einer schnelleren Entscheidung beitragen­
den Form en bei der Geltendm achung des Strafanspruches sichern. (Straf­
prozeßordnung, §§ 192 und 196/A, Novelle des Strafgesetzbuches, § 18.)
ß-seRM/cfHMa/so/o/yeMMeLuyc: Innerhalb des — seiner K onstruktion  
nach einheitlichen — m ateriellen S trafrechts differenzierten sich zwei 
Gruppen der gesellschaftsgefährlichen Handlungen: die Fer&recA&M und
die näher nicht bestim m te Gruppe der yerwy/MyiyeM !*c/'<DecAeM. Die 
m ateriellrechtliche Regelung wurde durch eine prozeßrechtliche Lösung 
gekreuzt: die Verordnungen m it Gesetzeskraft Nr. 24 vom Jah re  1962, 
Nr. 10 vom Jah re  1962 und Nr. 16 vom Jah re  1966 haben die Möglichkeit 
geschaffen, daß eine DtsripiiwMr&eAörJe, bzw. ein ye.seK.sc/M2/Mic/ie.s Geric/K 
bei Verbrechen entscheiden kann, und es au f Erwägungsgrundlage auch 
in der Fahndungsperiode zur Überleitung, sogar zur E instellung oder 
Zurücksetzung des Prozesses kommen kann.
Die m ateriellrechtliche Lösung wird auch durch eine andere K o n ­
struk tion  gekreuzt: es gibt im Gesetz über die Ü bertretungen — Gesetz I  
vom Jah re  1968 — auch die Möglichkeit, solche rechtswidrigen H andlun­
gen, die im Gesetz bestim m t und m it den Tatbeständen  einiger V erbre­
chen übereinstim m en, au f Übertretungswege zu entscheiden.
W ir sind also Zeugen des Prozesses, der dem eintheitlichen m ateriel­
len R echt gegenüber zur Differenzierung der das materielle R echt reali­
sierenden Strafprozeßordnung führt: Zeugen der Bildung eines V erant- 
wortungs-, Forum s- und Sanktionssystem s, das dem nuancierten Aus­
druck der Unterschiede der prinzipiell gleichartigen gesetzwidrigen H and­
lungen nach ihrer Schwere dient. (Diese Lösung ist der Bestim m ung im § 
92 des Csemegi-Kodexes ähnlich, § 8 der Strafprozeßordnung bestim m t 
aber, daß bezüglich der Prozeßordnung die gesetzliche Qualifizierung 
richtunggebend ist, demzufolge ist die gesetzliche Qualifizierung — unab ­
hängig von der Um qualifizierung — in bezug au f die Kom petenz m aßge­
bend.
Wir können also feststellen, daß sich spezifische Institu tionen , die 
dem Ausdruck des Unterschiedes zwischen den Verbrechen nach ihrer 
Schwere dienen, herausgebildet haben, die Ar/ der Lösung kann m an aber 
einer K ritik  unterziehen. Die vom allgemeinen abweichende G eltendm a­
chung des Strafanspruches (oder Ersetzung) sollte — au f G rund des Prinzips
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der Legalität — auf der Regelung des m ateriellen Rechtes beruhen, es 
bleibt nämlich die verbrecherische Q ualitä t der Handlung, die einen 
T atbestand  des besonderen Teiles des Strafgesetzbuches verwirklicht, 
auch in dem Fall bestehen, wenn der T ä ter erm ahnt wird."
Aber die E rm ahnung kann auch durch die Fahndungsbehörde erfol­
gen (Strafprozeßordnung. § 160), die D urchführung der Fahndung kann 
sogar abgelehnt werden (Strafprozeßordnung, § 104/A) und die Behörde 
h a t  auch das Recht, die Angelegenheit zu überleiten (Strafprozeßordnung. 
§ 161). Es handelt sich wesentlich darum , daß über die Geltendm achung 
des Strafanspruches nicht ein Justizorgan entscheidet.
Man kann sich m ehrere A rten der m ateriellrechtlichen Regelung 
vorstellen:
1. Der Gesetzgeber w erte t das M aterial des besonderen Teiles um. 
schließt die Entscheidung der in abstracto  im mildesten Grad gesellschafts­
widrigen Handlungen aus dem Kreise des S trafrechts aus und leitet sie 
au f einen anderen Weg (gesellschaftlichen, disziplinarischen oder U bertre- 
tungsweg).
2. E r  behält die erw ähnten gesetzwidrigen Handlungen im Rahm en 
des Strafrechtes so, daß sie nach ihrer Schwere — m it verschiedenen 
Benennungen — in m ehrere Gruppen eingereiht w e r d e n d e  Man kann sich 
bei der letzteren Lösung wieder zwei A rten vorstellen:
а) Der Gesetzgeber weist die Strafprozeßordnung der weniger gesell­
schaftsw idrigen H andlungen, oder ihre Entscheidung a u f einem anderen 
Weg in die d iskretionäre Kom petenz des Gesetzanwenders;
б) die Entscheidung der in Sondergruppen eingreihten Handlungen 
würden in der K om petenz des Strafgerichtes bleiben, so daß die Prozeß­
ordnung durch den Gesetzgeber differenziert wäre. Von den erw ähnten 
Lösungen scheint — auch vom Gesichtspunkt der Gcscztlichkeit — die 
letztere Lösung die richtigere zu sein.
!L Oie Unterscheidung der Verbrechen nach ihrer Schwere in den 
europäischen sozialistischen Hechtssystemen
U nter den europäischen sozialistischen Ländern wird die K lassifi­
zierung der Verbrechen nach ihrer Schwere in dem Strafrecht der Sowjet­
union. der CSSR. in Rum änien und Bulgarien nicht angewandt. Die den 
einheitlichen Verbrechensbegriff verwendende Regelung hat in diesen 
Ländern die gleichen Problem e aufgeworfen, wie sie bei der kurzen Be­
sprechung der ungarischen Rechtsentw icklung dargelegt wurden. Die 
Lösung wird in verschiedenen Richtungen gesucht: %) Differenzierung
der Handlungen; ¿<) Differenzierung der Prozeßregcln; c) Differenzierung 
des Forum system s. Die einzelnen Lösungen sind sehr abweichend, und 
auch innerhalb der einzelnen Länder zeigt das Verantwortungs-, 
Forum - und Sanktionssystem , das die Unterschiede der Verbrechen nach 
ihrer Schwere ausdrückt, ein buntes Bild. Die endgültige Lösung kann 
ganz gewiß nur eine Aufteilung nach der Schwere bringen, was eine um fas­
sende und umfangreiche K odifikationsbearbeitung erfordert. Also nicht
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die Teillösungen, die eine Zeit lang die A rbeit des Rechtsanw enders e r­
leichtern, — die sie aber wegen A nhäufung imm er m ehr erschweren — bil­
den den gangbaren W eg, sondern die A ufteilung nach der Schwere, die 
das Ganze des materiellen Rechtes erfaß t und das L abyrin th  liquidiert, 
das der prinzipiellen Grundlage en tbehrt. D adurch wird das S trafrecht — 
und dam it das Verantwortungsforum  und Sanktionssystem  — au f eine 
prinzipielle Grundlage gelegt und die Regelung wird tro tz  der Differen­
zierung einheitlicher sein als das gegenwärtige System.
Die Klassifizierung der Verbrechen nach ihrer Schwere wurde in den 
Strafgesetzbüchern der DD R und der VR Polen verwirklicht.
u ) Das neue Strafgesetzbuch der D D R "  ist au f dem System  d e r , .zwei­
mal doppelten" Aufteilung aufgebaut. Der Gesetzgeber ha t die s tra f­
baren H andlungen in die G ruppen der Verbrechen und  der Ü bertretungen 
eingreiht. Die zwei Gruppen wurden vom Gesetzgeber voneinander scharf 
abgegrenzt: der Verbrechensbegriff bezieht sich nicht au f die Ü bertre­
tung, obwohl auch diese K ategorie im Strafgesetzbuch definiert wurde. 
(Wir können zwischen dem Strafgesetzbuch der DDR und dem Csemegi- 
Kodex einen interessanten Vergleich ziehen: nach letzterem  war auch 
die Ü bertretung ein Verbrechen, aber sie wurde durch ein Sondergesetz 
geregelt: demgegenüber ist nach Auffassung des Gesetzgebers der DDR 
die Ü bertretung  kein Verbrechen, aber tro tz  alledem wurde sie im S tra f­
gesetzbuch geregelt.) Der Gesetzgeber unterscheidet zwei Gruppen der 
Verbrechen: die G ruppen der FerArecAen und der FeryeAew. ,,Die Ferye- 
Ae?i sind jene absichtlich oder fahrlässig begangenen gesellschaftswidrigen 
Handlungen, die das Vermögen und die Interessen der Bürger, das sozia­
listische Eigentum , die gesellschaftliche und  staatliche Ordnung oder 
andere Rechte und Interessen der Gesellschaft schädigen. . ."  — ,,Fer- 
ArccAen sind jene gesellschaftsgefährlichen Angriffe, die sich gegen die 
Souveränität der DDR, den Frieden, die Menschheit und  die Menschen­
rechte richten, die Verbrechen gegen die DD R, die gegen das Leben 
absichtlich begangenen V e rb re c h e n ..."  (Strafgesetzbuch der DDR, 
11. Kapitel, 1. Titel).
Die / / '/ " /yge.S'ir/p.spuM/'/c der HAyreiMMay: ein Verbrechen kann nur 
eine m it Absicht begangene Handlung, ein Vergehen aber auch eine fah r­
lässige H andlung sein; die Vergehen werden (im allgemeinen) von den 
gesellschaftlichen Organen der Rechtspflege entschieden, die Verbrechen 
von den staatlichen .Justizorganen; — wegen Vergehen wird im allgemei­
nen eine Strafe ohne Freiheitsentzug, wegen Verbrechen eine Strafe m it 
Freiheitsentzug verhängt; — die Verbrechen ahndet der Gesetzgeber m it 
einer Freiheitsstrafe von m indenstens zwei Jahren . E iner der Begriffsteile, 
der als Grundlage bei der Abgrenzung dient, ist folgender: der Gesetzge­
ber bezeichnet die H andlungen, die zu der schwereren K ategorie gehören, 
m it dem A ttribu t ,,gesellschaftsgefährlich", aber die H andlungen, die in 
die weniger schwere Kategorie eingereiht sind, m it dem A ttrib u t ,.gesell­
schaftsw idrig".
A) Das Strafgesetzbuch der VR Polen ist au f dem System der doppel­
ten  Aufteilung aufgebaut: der Gesetzgeber unterscheidet FerArecAen und
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FeuyeAea. Die Grundlage der Unterscheidung bildet das Maß der Strafe, 
m it der der Gesetzgeber die s trafbare  H andlung bedroht. Bei der Abgren­
zung bildet auch die Schuldform einen Gesichtspunkt: Verbrechen kann 
nur eine m it Absicht begangene H andlung sein. — ,,l)ie strafbare  H and­
lung kann oder PeryeAen sein. Verbrechen sind die H andlun­
gen, die das Gesetz m it einer M indeststrafe von drei Jah ren  oder einer 
noch strengeren Strafe bedroht. Vergehen sind die Handlungen, deren 
Strafe den Freiheitsentzug von drei Monaten, die Freiheitsbeschränkung 
von drei Monaten oder die Geldstrafe von fünftausend Zloty überschrei­
te t."  ,.Verbrechen ist nur m it Absicht zu begehen, aber ein Vergehen kann 
auch fahrlässig begangen werden, wenn das Gesetz eine solche B estim ­
mung en thält."  (Absatz 5 und 6)
Die Aufteilung nach der Schwere ist in dem polnischen Strafgesetz­
buch nicht nur von terminologischer Bedeutung: die Aufteilung wirkt 
sich auch au f andere Bestim m ungen und Institu tionen  des Gesetzes aus. 
die Rechtsfolgen sind andere im Falle eines Verbrechens und wieder 
andere bei einem Vergehen.
H!. Die Verordnung mit (iesclxeskratt Xr. 28 vom Jahre 1971
Die Kategorisierung der gesellschaftsgefährlichen strafbaren  H and­
lungen d rück t die erste Bewertung des Gesetzgebers über die gesetzwid­
rigen Handlungen aus. Die Einreihung der Verbrechen in mehrere G rup­
pen beansprucht eine begriffliche Sauberkeit : m an muß die Begriffe in 
dem allgemeinen Teil, die sich au f die einzelnen G ruppen beziehen, exakt 
festlegen, um die Klassen des besonderen Teiles genau unterscheidet! zu 
können. Die Vorbedingungen der Verwendung der Institutionen des all­
gemeinen Teiles müssen — den nach ihrer Schwere unterschiedenen Ver­
brechensgruppen entsprechen!! unterschiedlich festgcstellt werden. Die 
Aufteilung d a rf  keine Ausnahme aufweisen, weil die Anerkennung der 
,.schwimmenden Grenzen" — und die B etrauung des Gesetzanwenders 
m it der Festsetzung der Grenzen — eben m it dem durch die Aufteilung nach 
der Schwere zu erreichenden Ziel in entgegengesetzter R ichtung wirkt: 
das R echtsm aterial wird kom plizierter, unübersichtlicher. Die Anerken­
nung der Möglichkeit der Uberdcckung zwischen den einzelnen Klassen 
ist m it keinen Argum enten zu begründen. .Man nuß und kann den Unter­
schied zwischen den zu gleichem T atbestand  passenden Handlungen 
innerhalb der Verbrechenskategorie zum Ausdruck bringen. Die Aner­
kennung der ,,schwimmenden Grenzen" durch das Gesetz beseitigt dem 
Wesen nach die Klassifizierung nach der Schwere und bestä tig t den 
skeptischen — S tandpunkt von Carrara über die Klassifizierung der Ver­
brechen nach ihrer Schwere. Carrara hielt die Klassifizierung der Verbre­
chen nach ihrer Schwere für übertrieben. Seiner Meinung nach schadet es 
der Praxis viel mehr als es nützt, und dabei hielt er die Feststellung der 
Grenzen zwischen dem Verbrechen und dem Vorgehen nicht für möglich 
— er hat nämlich die für die Verbrechen vorgeschriebenc Strafe für keine 
geeignete Grundlage der Aufteilung gehalten.'''
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Eine unvollkommene Aufteilung kann der Praxis tatsächlich  nur 
schaden, aber eine entsprechend durchgeführte, au f prinzipieller G rund­
lage beruhende Aufteilung könnte — wie oben e rö rtert —eben die P raxis 
fördern. W ir sind überzeugt davon, daß die D urchführung der Aufteilung 
begründet und  die K ategorisierung der Verbrechen nach der Schwere 
n icht nur ein bloßer Nominalismus ist und  — unserer Meinung nach — 
haben wir dies überzeugend dargelegt.
Die Strafgesetzgebung, die den m ateriellen Verbrechensbegriff a n ­
wendet, h a t nicht nur die Begriffsinversion bei der Bestim m ung der Auf- 
teilungsgrundlage der K ategorisierung nach der Schwere — notwendiger­
weise — vermieden, sondern beweist auch das falsche Wesen des skeptisch- 
agnostizistischen G esichtspunktes der bürgerlichen Rechtsw issenschaftler 
m it überzeugender K raft J '
Der m aterielle Verbrechensbegriff ist der einzige richtige Weg zur 
E rkenntn is der Aufteilungsgrundlage in der K ategorisierung nach der 
Schwere. Der Gesetzgeber ha t nämlich nicht die Folge, den R echtsnach­
teil als Aufteilungsgrundlagc genommen, sondern in \ \  irkiiehkeit die 
Gesellschaftsgefährlichkeit der H andlung der Aufteilung zugrundegclegt. 
(Die Verordnung m it G esetzeskraft Nr. 28 vom Ja h re  1971, § 1, A bsatz 3. 
Man muß also in der Sanktionsklassifizierung nicht den Erscheinungs­
gesichtspunkt, sondern die wesentliche Seite betrachten. Auf dem Niveau 
des ,,Allgemeinen" bildet die Gesellschaftsgefährlichkeit an sich schon 
eine entsprechende Grundlage der K ategorisierung. Auf dem Gebiet des 
,,Besonderen" — d h. im besonderen Teil des Strafgesetzbuches — ist aber 
die Gesellschaftsgefährlichkeit an sich zu wenig, deshalb muß auch die 
Erscheinungsseite an sie geknüpft werden, d.h. der q uan tita tiv  bestim m te 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit. hinsichtlich dessen der Gesetzgeber 
den Strafsatz der s trafbaren  H andlung fesgesetzt hat. Die Absätze 4 
und  5 des § 1 schließen die allgemein gültigen Folgerungen der Bewer­
tung  des besonderen Teiles in sich, die schon in Absatz 3 des § ! festge­
setzt wurden. Der Gesetzgeber denkt also folgendcrweise: die Handlung, 
bei der es notwendig ist, eine Freiheitsstrafe von 7, 3 Jah ren  vor­
zuschreiben, ist für die Gesellschaft gefährlicher, sie ist also ein Verb re­
ellen, demgegenüber ist die Handlung, die eine solche Strafe n icht erfor­
dert, die also nach ihrer Schwere geringfügiger ist, ein Vergehen. In der T at 
beruh t also die S truk tu r der Kategorisierung au f der W ichtigkeit der zur 
Bewahrung würdigen Interessen und W erte. Die Verordnung m it Gesetzes­
kraft Nr. 28 vom Jah re  1971 ha t — hinsichtlich der Ansprüche der R echts­
pflege und entsprechend der geschichtlichen Tradition — das System der 
doppelten Aufteilung des materiellen Strafrechtes wiederhcrgestellt. Aber 
meiner Meinung nach ist die quan tita tive  Zusamm ensetzung der A uftei­
lung nicht entsprechend: die Grundwerte, die den G esichtspunkt der 
K ategorisierung bilden, hat der Gesetzgeber zu niedrig festgesetzt. Dieses 
Maß ist nicht geeignet dazu, daß es die T a tbestandsquan titä t des beson­
deren feiles eindeutig gliedert, durch das niedrige Maß werden nämlich 
die Grenzen der beiden K ategorien verm ischt.^  U ntersuchen wir das 
Verbrechen des § 272 des Strafgesetzbuches. Man kann ersehen, was für
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ein veränderliches Bild die strafrechtliche In stitu tio n  von gleicher H er­
kunft aufweist: der Grundfall des Verbrechens ist cm o&IrMic/ie.s Fcryc- 
Aen; sein qualifizierter Fall ist ein aAsicMicAcs Fcr&recAen; seine fahrläs­
sige Form  ist ein /nAr/ä<S'.s-iye.s FeryeAen.
Hs ist kaum  zu glauben, daß es die erste Vorbedingung einer Exis­
tenzberechtigung von R echtsinstitu tionen wäre, ob sie im Aufbau ande­
rer gesellschaftlich-wirtschaftlicher Form en bereits bekannt war oder 
nicht. Nicht alle Elemente des Aufbaus haben eine „W eltanschauunus- 
fiillung" in sich. A udi die K ategorisierung der Verbrechen nach ilirer 
Schwere h a t keine solche Füllung. H ielten wir sie für eine bürgerliche 
R echtsinstitu tion, wäre es mit R echt zu kritisieren, daß das Strafgesetz­
buch in einen allgemeinen und  einen besonderen Teil geteilt wurde, ebenso 
wie alle Strafgesetzbücher seit dem Code Renal; daß es die „gleichen" 
R echtsinstitu tionen en thä lt wie die bürgerlichen Kodexe: Versuch,
N otw ehr................ usw. Es ist zu bemerken, daß nirgends und von nie­
mand un ter den in der Fach lite ra tu r ausgearbeiteten Grundprinzipien 
betont worden ist, daß das System des a u f einem eintheitlichen Ver­
brechensbegriff beruhenden materiellen Strafrechtes die einzig richtige 
Lösung sei. Eine andere Frage ist aber, daß die G eburt des Monoton- 
system s von der R ech tsliteratu r ohne jegliches prinzipielle Argum ent 
freudig begrüßt wurde. Über den Csemegi-Kodex, der au f dem System 
der Aufteilung nach der Schwere beruht, kann man in der Begründung 
des allgemeinen Teiles des Strafgesetzbuches folgendes lesen: Das Ge
setzbuch über die Verbrechen und die Vergehen (das Gesetz V vom Jah re  
1878) ist ein charakteristisches P rodukt der liberal-kapitalistischen 
Rechtsschaffung und als solches träg t es dcnStem pet der Zeit seiner Kntstc- 
hung an sich. Jedes Strafgesetzbuch ist ein Mittel des Schutzes der beste­
henden staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ordnung: 
es ist aber gar nicht zu bezweifeln, daß ein Strafgesetz, das die Aufgabe 
des Schutzes der au f kapitalistischer Produktion beruhende!! w irtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Ordnung erfüllt hat, nicht geeignet sein 
kann, die Ordnung der Volksdemokratie gegen die Feinde des w erk täti­
gen \ olkes zu beschützen." Diese!' Feststellung widersprechen folgende 
Tatsachen: die Mehrheit der T atbestände des Cscmegi-Kodcxes blieben 
bis zum 1. Juli 1962 in K raft; die Institu tion  der Ü bertretung  ha t der Ver­
fasser des allgemeinen Teiles des Strafgesetzbuches — wenn auch nur auf 
kurze Zeit — unberührt gelassen.
W er von vornherein das System der Aufteilung der Verbrechen nach 
ihrer Schwere für eine bürgerliche Institu tion  gehalten hat und dem ent­
sprechend die Erweckung des Systems der Aufteilung nach der Schwere mit 
weltanschaulichen Argum enten mißbilligt, mache ich au f die ewig giilti- 
ten Zeilen Lenins aufm erksam  : ,,Es ist klar, daß im Kommunismus eine 
Zeit lang nicht nur das bürgerliche Recht, sondern auch der bürgerliche 
S taa t aulrechterhaltcn bleibt — aber ohne Bourgeoisie! Das scheint ein 
W iderspruch oder ein einfaches dialektisches Gedankenspiel zu sein, wo­
m it der Marxismus oft von solchen beschuldigt wird, die sich gar nicht 
bemühen, seinen außerordentlich tiefen Inhalt zu studieren. Aber in Wirk-
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Hetikéit zeigt uns das Leben Schritt fü r S chritt die Spuren des Alten in 
dem Neuen sowohl in der N a tu r als auch in der Gesellschaft. Und Marx 
h a t keinesfalls eigenm ächtig ein Stückchen ,,bürgerliches" R echt im 
Kom m unism us versteckt, sondern er h a t das getan, was in w irtschaft­
licher und  politischer H insicht in einer Gesellschaft, die aus dem K a p ita ­
lismus herausgewachsen ist, unverm eidlich war.*" Alit der Projizierung 
des allgemeinen Gedankens au f unser Them a meine ich — in der In te r ­
pretierung von Im re Békési — daß m an alle Zweifel, die m it dem bürger­
lichen C harakter der A ufteilung nach der Schwere im Zusam m enhang 
stehen, beheben kann. ,,Afewer tmc/t ist o) der Zusam m en­
hang zwischen dem Inhalt und der Form  des Rechtes n icht funktionell, 
weil man gleiche rechtspoiitische Ziele auch durch die Inanspruchnahm e 
verschiedener R echtsm ittel erreichen und  dem entsprechend m it ver­
schiedenen dogm atischen Vorstellungen ausdrücken kann; 6) wenn die 
inhaltliche Bestim m ung des Rechtes diese Möglichkeit nicht ausschlicßt, 
dann  neigt sich die Rechtsform  und die D ogm atik zu r T radition — in 
erster Linie zur Tradition des Rechtssystem s; c) die Dogm atik s tü tz t sich 
au f die vorhergehenden und die allgemeinen E rfahrungen des R echtssys­
tems; d) die Dogm atik folgt dem W eltbild ihres Zeitalters und  der e th i­
schen Auffassung der Gesellschaft.*?
Das heißt: der W ortlaut und die Id en titä t der S tru k tu r des m ateriel­
len Strafrechtes, oder der einzelnen Institu tionen  m it der S tru k tu r des 
Csemegi-Kodexes oder seinen K ategorien können — an  sich — keinerlei 
Einwendungen begründen. Die lange — zwar Involutions — Existenz des 
Csemegi-Kodexes nach der Befreiung beweist am besten, daß sich aus 
dem W eitcrlcben der Form  in den verschiedenen Geschichtsperioden 
nicht die gleiche dienstliche Q ualität ergibt; die traditionelle S tandhaftig ­
keit der Form ist eine andere Frage und  wieder eine andere ist die von 
den traditionellen Form en unabhängige Gültigkeit der Entw icklungsten­
denzen der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Form.
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b ü n te tő jo g b a n  (E in ze ln e  p rin z ip ie lle  F rag en  d e r V e rtre tu n g  d e r s tra fre c h tlich e n  V e ra n t­
w o rtu n g  im  u n g a risch en  S tra f re c h t)  Jo g tu d o m á n y i K özlöny  (R cch tsw issen sch aftlich e  
M itte ilungen) 1961, H e f t  10.
7'íóor HorudRt.' B ü n te té s , ilie tő leg  tá rs a d a lm i in tézk ed és  a lk a lm a zá sa  a  tá rs a d a lo m ra  
veszélyes cse lek m én y ek  m ia tt  (V erw en d u n g  d e r S tra fe , bzw . d e r gesellschaftlichen  M aß­
n a h m e n  w egen gese llsch aftsg e fäh rlieh er H an d lu n g en ) MTA Á llam - és Jo g tu d o m á n y i I n té ­
z e t É rte s ítő je  (W issenschaftliche  A k ad em ie  von  U n g a rn  — B erich t des S ta a ts -  u n d  R ech ts- 
w issenschaftlichen  In s t i tu ts )  B d 111, H eft 1.
7a Sieh d a rü b e r  ausführlich : A n n a  H o rv á th :  A tá rsad a lm i tu la jd o n  elleni k isebb 
s td y ú  b ű n te t te k  e lb írá lásá ró l (Ü b er fiié B e u rte ilu n g  d e r  geringfüg igen  V erbrechen  gegen 
d as  gesellschaftliche E ig en tu m ), Á llam - és J o g tu d o m á n y  (S ta a ts-  u ta l R echtsw issenschaft), 
1970, H e ft 4, S. 662.
a Die In s t i tu t io n  d e r gese llsch aftlich en  G erich te  w u rd e  d u rc h  d ie  V ero rdnung  Nr. 
1041/1956 M t —SZO T ins h eb en  geru fen .
" D as S tra fg ese tzb u ch  d e r V R  U n g arn , B p, 1962, § 120.
"a Vgl. Róőerl R ónát.' Azonos tényállásét b ű n te t te k  és szab á ly sé rté sek  e lh a tá ro lá sa  
(D ie A b grenzung  v o n  V ergehen u n d  Ü b e rtre tu n g e n  g leichen T a tb es tan d e s)  M agvar Jo g , 
1968, H e f t  12.
N. F . K u sn ezo v a  sch läg t z. B. vor, d ie  V erb rechen  fo lgenderw eise au fzu te ilen :
1. besonders schw ere  V erbrechet! — T o d ess tra fe  o d e r F re ih e itse n tz u g  ü b er 10 J a h re
2. schw eres V erb rech en  — F re ih e itsen tzu g  von  5 — 10 J a h re n
3. w eniger schw ere  V erb rechen  — F re ih e itsen tzu g  v o n  3 — 5 Ja h re n .
4. V erb rech en  von  k e in e r g ro ß en  G efäh rlich k e it — F re ih e itse n tz u g  v o n  1 —3 J a h re n  
o d er e ine  a n d e re  m ildere  S tra fe .
5. V erb rechen  von k le in e re r B e d eu tu n g  — F re ih e itse n tz u g  von 1 J a h r  o der e ine  a n ­
d ere  m ildere  S tra fe .
A'. F . VÍM.sttezorn.' K la ss if ik a tia  P re s tu p lcn ij, SX C P, 1967. H eft 6, S. 44.
"  G esetz  vom  12. 1. 1968.
G esetz  vom  19. IV. 1969.
*3 Fereucz C arrara .' A b ü n te tő  jo g tu d o m á n y  p ro g ram ja  (D as P ro g ram m  d e r S tra f ­
rech tsw issen sch aft) B p, 1878, § 51.
"  ,,M an  k an n  d ie  V erb rech en  u n d  V ergehen au ch  ih rem  in n eren  W esen nach  v o n ­
e in a n d e r  ah g ren zen , a b e r d ie  aufzustcH endcn  p rinzip ie llen  G renzlin ien  sin d  n ich t so e in ­
d e u tig , d a ß  d ies zu r A b g renzung  in  sich  g enügend  w äre . A u f p rin zip ie lle r G ru n d lag e  kann  
z. B . d ie  U n te rsch e id u n g  g em ach t w erden , n a ch  de r d ie  fah rlässigen  g ese tzw id rigen  H a n d ­
lu n g en  o hne  A u sn ah m e V erb rechen  s in d , a b e r  d ie m ild e ren  F ä lle  d e r ab sich tlich en  g e se tz ­
w idrigen  H a n d lu n g en  s in d  n ic h t zu  d e n  V erb rech en  zu rech n en , d ie  A b grenzung  dieser 
V ergehen  v o n  d e n  schw eren  G ese tzw id rig k eiten  k a n n  a u f  p rin zip ie lle r G ru n d lag e  n ich t 
d u rc h g e fü h rt w erden . E s  is t n o tw en d ig , d ie G ren zlin ien  e ig en m äch tig  zu  z iehen ."
K áro ly  K dei /des.' z it. W erk , S. 91.
S ieh no ch : Ferencz Carrara.* z it. W erk , § 51.
'3 D er neu e  a llgem eine  T eil des S tra fg ese tzb u ch es  d e r B R D  h a t  — o h n e  R ü c k s ich t 
a u f  d ie  F o rm  d e r S t r a f ta t  — d ie  G renzen  zw ischen  d e n  K a te g o rie n  d e r  V erb rechen  u n d  de r 
V ergehen  ebenfa lls  bei e inem  J a h r  F re ih e itse n tz u g  fe stg ese tz t. E s  is t zu  b em erk en , daß  
d e r  „ p a r  ex ce llenee" C h a ra k te r  u n d  d ie  B e d eu tu n g  d e r A u fte ilu n g  d e r V erb rechen  n ach  
ih re r  S chw ere  d u rc h  d ie  V ere in h e itlich u n g  des F re ih e itse n tz u g es  im  S tra f re c h t d e r B R D  
b e re its  d e r  V erg an g en h e it ang eh ö ren . S ieh:
Vídfwón Györyy:'.' A  b ü n te tő tö rv é n y k ö n y v  étj á lta lá n o s  része a  N ém et S zövetség i K ö z ­
tá rs a sá g b a n  (D er neu e  a llgem eine  T eil des S tra fg ese tzb u ch es d e r B R D ) A c ta  F a c u lta tis
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P o litic o -Ju r id ifa e  U n iv e rs ita tis  S c ien tia ru m  H u d ap estien sis  de  L o ran d o  E ö tv ö s  N om ina- 
t a e  T o m u s X I I ) ,  B u d ap est )9 7 ).
Lenm.* M arx , E n g els, M arx ism us. B p , 1949, 8. 329 — 337.
'? /MM'f /tf'Ar.s.' A b ü n te tő jo g i d o g m a tik á ró l ( ( ïb e r  d ie  s tra fre e h tlie h e  E o g n ia tik )  
A c ta  F a e u lta tis  P o litic o -Ju rid ic ae  U n iv e rs ita tis  S c ien tia ru m  B u d a p es tie n s is  d e  L o ran d o  
E ö tv ö s  X o m in a tae , T o m u s X , Bp, 1998, S. 12).
). \  ( 1.AS81FD AT1DX DUS IXFHAFTIDXS D'Al'HHS l . F l l t  l'DIDS
(R É SU M É )
L es ca tég o ries  t)es in frac tio n s  basées su r  )a ré p a r t i t io n  p rév u es p a r  la  loi o n t é té  
in tro d u ite s  p a r  de  n o m b reu x  sy s tèm es de  d ro it  d ep u is  le  C ode p én a l d e  1819 -  , com m e 
p . ex. p a r  la lég isla tion  civ ile  hongro ise  d a n s  le C ode Csem egi. A la  su ite  d e  la lib é ra tio n  la 
lég isla tion  p én ale  hongro ise  a c ep en d an t g ra d u e lle m en t liq u id é  le sy s tèm e  d es in frac tio n s  
jugées p a r  leu r poids, a lo rs q u 'e n  19.7.7 — c 'e s t-à -d ire  a v a n t  l 'é la b o ra tio n  de la  loi Xo V de 
1991 c o n s titu a n t  le n o u v eau  C ode p én a l socialiste  av ec  la  co d ifica tio n  de l 'en sem b le  du  
d ro it  p én a l m a té rie l elle a  créé le sy s tèm e  du  d ro it  p én al m a té rie l b asé  su r  la no tion - 
in frac tio n  u n an im e . Vu que  les ac tes  p o r ta n t  a tte in te  à  la  loi o n t  la  m êm e im p o rtan ce  
d u  p o in t d e  vue  form el, les in frac tio n s  m o n tre n t u n e  d ifférence  m a rq u a n te  a u  fu r  e t  à 
m esu re  d e  leu r po ids, d u  d a n g e r causé  à la société, le lég is la teu r, en  c o n s t itu a n t  des in s t i tu ­
tio n s  p ro céd u ra les , a  ch erché  à  e x p rim er la  d ifférence e n tre  les in frac tio n s  d 'a p rè s  leu r 
po ids p o u r libérer les t r ib u n a u x  du fa rd eau  des so i-d isan t a ffa ires d 'u n e  p a r t  d e  m o in d re  
im p o rtan ce . Le lég is la teu r a  d o n n é  la  possib ilité  de  ju g e r  sous u n e  form e d iffé ra n t de  la 
gén éra le  e t  p lu s sim ple  ce rta in e s  in frac tio n s en  cas d e  la  su b s is ta n c e  des co n d itio n s  m a te ­
rielles e t p ro céd u ra les  d é te rm in ées e t, d 'a u tr e  p a r t,  il a  p e rm is en  cas des in frac tio n s  tic 
m o in d re  im p o rtan ce  — in  a b s tra c to , m ais  in d iquées ex c lu s iv em en t com m e des exem ples, 
de  p ro céd er a la d é g rad a tio n  de  la  p ré te n tio n  d 'in flig e r la  p e ine , c 'e s t-à -d ire  le ju g em en t 
d es in frac tio n s  su r  la voie n o n -ju d ic ia ire  — d e v a n t le t r ib u n a l  des c am ara d e s  ou  p a r  la  voie 
d isc ip linaire.
La loi Xo 28 de  1971 a p e rm is au  lég is la teu r de  ré ta b lir  le sy s tèm e  basé  su r  la  ré p a r t i  
tio n  des in frac tio n s  co n fo rm ém ent a u x  lois: la  p a r tie  spéc ia le  du  Code p én a l c o n tie n t l 'e n ­
sem b le  des c rim es e t des d é lits . C e tte  é tu d e  fait c o n n a ître  les c o n stru c tio n s  légales d u  
sy s tèm e  des in frac tio n s form ées d 'a p rè s  leu r po ids sous l 'e ffe t d 'in sp ira tio n  d u  C ode p énal, 
d o n n e  u n  ap erçu  su r le so r t  rie c e tte  in s titu tio n  ju r id iq u e  d a n s  la  lég isla tion  hongro ise  e t au  
co u rs  d e  l 'an a ly se  de  la  m o d ificatio n  de  la loi elle ch erch e  à  p ro u v e r q u e  l 'a c c e p ta tio n  ou 
le re fu s de  cc/tc in s titu tio n  ne signifie  pas à  la fois u n e  p rise  d e  p osition  de  la  p a r t  d u  légis­
la te u r.
КЛАССИФИКАЦИЯ ПРЕСТУПЛЕНИЙ ПО ТЯЖЕСТИ
(РЕЗЮМЕ)
Разделы преступлений по тяжести, основанные на разделении по закону -  
начиная с Уголовного кодекса Франции 1810 г. — были внедрены многочислен­
ными правовыми системами, так в первом уголовном кодексе -  в так наз. Чемеги 
Кодексе -  и венгерским законодательством. Однако после освобождения венгер­
ское уголовное законодательство постепенно ликвидировало систему преступлений 
по тяжести, пока в 1955 г. не создало систему уголовного материального права, ос­
нованную на едином понятии преступления. Ввиду того, что противоправные дей­
ствия формальнотождествснногозначеният. с. преступления -  принимая во внима­
ние их объективную тяжесть, общественную опасность -р е з к о  отличаются друг 
от друга, созданием законодатель процессуальных учреждений стремился 
üt,[разить различие между преступлениями ввиду их тяжести с той целью, чтобы
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освободить уголовные суды от бремени рассмотрения незначительных дел. С одной 
стороны законодатель представил возможность рассматривать определенные пре­
ступления в форме отличающейся от общего, с другой стороны в случае некоторых 
преступлений дал возможность к понижению уголовного правоотношения, т.е. 
рассмотрению преступлений вне уголовного процессуального порядка в общест­
венном суде, вернее дисциплинарным путем.
Законодатель законом № 28 от 1971 г. восстановил систему преступлений по 
тяжести, основанную на разделении по нраву. Особенная часть Уголовного кодекса 
построена на составе преступлении и проступков. Эта статья излагает конструкции 
но закону системы преступлений по тяжести, возникшую под влиянием Уголовного 
Кодекса Франции; даст обзор о судьбе этого юридического учреждения в венгер­
ском законодательстве и стремится показать в связи с анализом изменения, что при­
нятие или непринятие этого юридического учреждения не обозначает отношение 
к вопросу мировоззрения со стороны законодателя.
1 8 4  Ь. КИОК
